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( Geschaftszeichen bei Antwort bitte angeben )

Obersten Finanzbehorden
der Lander

Gewinnermittlung bei Handelsschiffen im internationalen Verkehr, sog. Tonnagesteuer
§ 5a EStG

Im Einvernehmen mit den obersten Finanzbehérden der Lander gilt zur Gewinnermittlung bei

Handelsschiffen im internationalen Verkehr (§ 5a EStG) Folgendes:

A. Gewinnermittlung bei Handelsschiffen im internationalen Verkehr (§ 5a EStG)
. Besondere Gewinnermittlung (§ 5a Abs. 1 EStG)
1.  Geschiftsleitung und Bereederung im Inland (§ 5a Abs. 1 Satz 1 EStG)

Neben der Geschéftsleitung (§ 10 AO) ist die Bereederung im Inland eine zusatzliche und
eigenstandige Voraussetzung. Die Bereederung eines Handelsschiffes umfasst insbeson-

dere folgende wesentliche Tatigkeiten:

a) Abschluss von Vertragen, die den Einsatz des Schiffes betreffen,
b)  Ausrlstung und Verproviantierung der Schiffe,

c) Einstellung von Kapitanen und Schiffsoffizieren,

d) Befrachtung des Schiffes,

e)  Abschluss von Bunker- und Schmierdlvertragen,

f) Erhaltung des Schiffes,

g)  Abschluss von Versicherungsvertragen Uber Schiff und Ausristung,
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h)  Fuhrung der Bicher,
i) Rechnungslegung,
i) Herbeifihrung und Verwirklichung der Beschllsse der Mitreeder (bei Korrespon-

dentreedern).

Diese wesentlichen Tatigkeiten der Bereederung missen zumindest fast ausschlieRlich tat-
sachlich im Inland durchgefiihrt werden. Dies gilt auch bei Delegation einzelner Aufgaben

der Bereederung auf andere Unternehmen.

2. Gewinnermittlung bei Mischbetrieben (§ 5a Abs. 1 Satz 1 EStG)

Ist Gegenstand eines Gewerbebetriebes nicht ausschliel3lich der Betrieb von Handels-
schiffen im internationalen Verkehr (gemischter Betrieb), so mussen der Gewinn aus dem
Betrieb von Handelsschiffen im internationalen Verkehr und der Gbrige Gewinn getrennt
ermittelt werden. Das erfordert regelmaRig eine klare und einwandfreie buchmaRige Zuord-
nung der Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben zu den verschiedenen Tatigkeits-
bereichen. Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben, die sowohl durch den Betrieb von
Handelsschiffen im internationalen Verkehr als auch durch andere gewerbliche Betatigungen
veranlasst sind, sind entsprechend den tatsachlichen Verhaltnissen aufzuteilen. Hierbei sind

die jeweiligen Anteile erforderlichenfalls zu schatzen.

3. Betriebstage (§ 5a Abs. 1 Satz 2 EStG)

Betriebstag ist grundséatzlich jeder Kalendertag ab Infahrtsetzung des Schiffes bzw. ab Char-
terbeginn bis zum Ausscheiden des Schiffes bzw. bis zum Charterende. Ein 12 Monate um-
fassendes Wirtschaftsjahr hat demnach grundséatzlich 365 Betriebstage; ausgenommen sind
Tage des Umbaus oder der GroRreparatur. Fir Kalendertage, die keine Betriebstage sind,
bleibt es bei der Gewinnermittlung nach § 5a Abs. 1 EStG mit der Folge, dass der Gewinn fir

diese Tage 0 € betragt.

ll. Handelsschiffe im internationalen Verkehr (§ 5a Abs. 2 EStG)

1.  Uberwiegender Einsatz im internationalen Verkehr (§ 5a Abs. 2 Satz 1 EStG)

Die Entscheidung, ob ein Schiff im Wirtschaftsjahr iberwiegend im internationalen Verkehr
eingesetzt war, hangt ab von dem Anteil der entsprechenden Reisetage an der Gesamtzahl

der Reisetage des Schiffes in einem Wirtschaftsjahr. Wartezeiten des Schiffes im betriebs-

bereiten Zustand gelten als Reisetage. Wurde ein Schiff im Laufe eines Wirtschaftsjahres in
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Fahrt gesetzt, so ist insoweit der Zeitraum von der Infahrtsetzung bis zum Schluss des Wirt-
schaftsjahres maligebend. Entsprechend ist zu verfahren, wenn ein Schiff im Laufe eines
Wirtschaftsjahres veraufRert worden ist. Ist im Laufe eines Wirtschaftsjahres die Eintragung in
einem inlandischen Seeschiffsregister entfallen ohne Wechsel des wirtschaftlichen Eigen-
tums an dem Schiff, so sind die Reisetage im internationalen Verkehr, die das Schiff bis zum
Fortfall der Voraussetzung zurtickgelegt hat, der Gesamtzahl der Reisetage des vollen Wirt-
schaftsjahrs gegeniberzustellen. Entsprechendes gilt, wenn die Eintragung in einem inlandi-

schen Seeschiffsregister erst im Laufe eines Wirtschaftsjahres erfolgt.

2. Neben- und Hilfsgeschafte (§ 5a Abs. 2 Satz 2 EStG)

Nebengeschéfte sind solche Geschéfte, die nicht den eigentlichen Zweck der unternehmeri-
schen Betatigung ausmachen und sich auch nicht notwendig aus dem eigentlichen Ge-
schaftsbetrieb ergeben, aber in seiner Folge vorkommen und nebenbei miterledigt werden.
Hilfsgeschafte sind solche Geschéfte, die der Geschaftsbetrieb tblicherweise mit sich bringt
und die die Aufnahme, Fortfihrung und Abwicklung der Haupttatigkeit erst ermdglichen.
Wahrend Nebengeschafte regelmalig bei Gelegenheit des Hauptgeschaftes, also zeitlich
neben diesem vorkommen, ist es flr Hilfsgeschafte, die in einer funktionalen Beziehung zum
Hauptgeschaft stehen, typisch, dass sie dem Hauptgeschaft zeitlich vorgehen. Solche das
Hauptgeschaft vorbereitenden MalRnahmen sind beispielsweise die Einstellung von Perso-
nal, das Anmieten von Geschaftsrdumen und die Anschaffung von Maschinen und Material,
die die Aufnahme der Haupttatigkeit ermoglichen. Bei einem Schifffahrtsbetrieb sind dem-
entsprechende MalRnahmen, die auf den Erwerb oder die Herstellung eines Seeschiffes
gerichtet sind, Hilfsgeschafte des Unternehmens (BFH-Urteil vom 24. November 1983,
BStBI 11 1984 S. 156).

Die Bereederung von Handelschiffen im internationalen Verkehr ist begtinstigt, wenn der
Bereederer an den Schiffen beteiligt ist. Die Bereederung fremder Schiffe ist dagegen nicht

beguinstigt. Zur Behandlung anderer Entgelte an Gesellschafter vgl. Rz. 34.

Gecharterte Teile von Seeschiffen, insbesondere Stellplatze, kdnnen zwar vom Steuerpflich-
tigen nicht selbst eingesetzt werden, die Anwendung des § 5a EStG kommt insoweit aber als

Neben- oder Hilfsgeschaft in Betracht.

Ertrage aus Kapitalanlagen bzw. Beteiligungen an Kapitalgesellschaften gehéren mangels
unmittelbaren Zusammenhangs mit dem Betrieb von Schiffen grundsatzlich nicht zu dem
Gewinn nach § 5a Abs. 1 EStG. Zinsertrage aus laufenden Geschaftskonten sind hingegen

abgegolten; eine Anrechnung von Steuerabzugsbetragen ist insoweit moéglich.
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3. Einkiinfte aus vercharterten Handelsschiffen (§ 5a Abs. 2 Satz 2 EStG)

Die Voraussetzungen des § 5a Abs. 2 Satz 1 EStG mussen erflllt sein. Alle wesentlichen
Tatigkeiten der dem Vercharterer obliegenden Aufgaben mussen im Inland erflllt werden. In
den Fallen der sog. bare-boat-charter liegen beim Vercharterer keine begulnstigten Einkinfte

Vvor.

4. Einkiinfte aus gecharterten Handelsschiffen (§ 5a Abs. 2 Satze 3 und 4 EStG)

Nicht in einem inlandischen Seeschiffsregister eingetragene gecharterte Seeschiffe sind nur
begtinstigt, wenn das Verhaltnis gemal § 5a Abs. 2 Satz 4 EStG beachtet wird und die dem
Charterer obliegenden wesentlichen Bereederungsaufgaben im Inland erfillt werden. Bei
einem Konsortium oder einem Pool wird bei der Bestimmung des Verhaltnisses der Netto-
tonnage der im Inland registrierten eigenen oder gecharterten Schiffe zur Nettotonnage der
im Ausland registrierten hinzugecharterten Schiffe nur die Nettotonnage der selbst einge-
brachten Schiffe berticksichtigt. Soweit nur Teile eines Schiffes (z.B. Stellplatze oder Slots)

hinzugechartert werden, ist nur der entsprechende Anteil zu bericksichtigen.

lll. Antrag auf besondere Gewinnermittlung (§ 5a Abs. 3 EStG)

1.  Beginn der Antragsfrist bei neu gegriindeten Betrieben (§ 5a Abs. 3 Satz 1 EStG)
Fir den Beginn der Antragsfrist bei neu gegriindeten Betrieben ist der Zeitpunkt ent-
scheidend, in dem erstmals Einklinfte aus dem Betrieb von Handelsschiffen im internatio-

nalen Verkehr im Sinne des § 5a Abs. 2 EStG erzielt werden. Dies ist bei neuen Betrieben

regelmaiig mit Abschluss des Bau- bzw. Kaufvertrages der Fall.
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Beispiel:

Ein neuer Betrieb schliet am 14. Februar 2000 einen Vertrag Gber die Bestellung
eines neuen Containerschiffes ab und stellt gleichzeitig den Antrag auf Gewinnermitt-
lung nach § 5a Abs. 1 EStG. Die Infahrtsetzung erfolgt am 10. Januar 2001. Das Schiff
wird in einem inlandischen Seeschiffsregister eingetragen, die Bereederung findet im
Inland statt und das Schiff wird im Sinne des § 5a Abs. 2 Satz 1 EStG verwendet. Das
Wirtschaftsjahr entspricht dem Kalenderjahr.

Losung:

Die Bestellung eines Schiffes stellt ein Hilfsgeschaft dar. Da dieses Hilfsgeschaft zum
Betrieb von Handelsschiffen im internationalen Verkehr gehort (§ 5a Abs. 2 Satz 2
EStG), werden im Jahr 2000 erstmals Einkinfte hieraus erzielt. Mangels tatsachlich im
Betrieb vorhandener Tonnage betragt im Jahr 2000 der nach § 5a Abs. 1 EStG pau-

schal ermittelte Gewinn 0 €.

Der Antrag auf die pauschale Gewinnermittlung nach der im Betrieb gefiihrten Ton-
nage kann frihestens im Jahr 2000 mit Wirkung ab dem Jahr 2000 und kénnte spa-
testens am 31. Dezember 2002 mit Wirkung ab dem 1. Januar 2002 gestellt werden.
Wirde diese Frist versaumt, so kénnte ein Antrag auf die pauschale Gewinnermittlung

erst wieder mit Wirkung ab dem Jahr 2010 (Erstjahr ist 2000) gestellt werden.

2. Beginn der Antragsfrist bei Betrieben, die bereits vor dem 1. Januar 1999
Einkiinfte aus dem Betrieb von Handelsschiffen im internationalen Verkehr

erzielt haben

Fir einen Betrieb, der bereits vor dem 1. Januar 1999 Einklinfte aus dem Betrieb von
Handelsschiffen im internationalen Verkehr erzielt hat, ist der Antrag bis spatestens

31. Dezember 2001 mit Wirkung ab 1. Januar 2001 zu stellen. Nach § 52 Abs. 15 Satz 3
EStG konnte der Antrag fur Altbetriebe aus Billigkeitsgriinden bereits in 1999 mit Wirkung ab

dem Wirtschaftsjahr gestellt werden, welches nach dem 31. Dezember 1998 endet.
3. Beginn der Antragsfrist in sonstigen Fallen
Fir den Beginn der Antragsfrist in sonstigen Fallen ist gleichfalls der Zeitpunkt entscheidend,

in dem erstmals Einklinfte aus dem Betrieb von Handelsschiffen im internationalen Verkehr

erzielt werden. Diese Voraussetzung ist erst in dem Wirtschaftsjahr erfillt, in dem die Anzahl
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der Tage mit inlandischer Registrierung die Gbrigen Tage Uberwiegt und die Schiffe zu mehr
als der Halfte der tatsachlichen Seereisetage des gesamten Wirtschaftsjahres zur Beférde-
rung von Personen und Gutern auf Fahrten im Verkehr mit oder zwischen auslandischen
Hafen, innerhalb eines auslandischen Hafens oder zwischen einem auslandischen Hafen

und der freien See eingesetzt waren.

4.  Zeitpunkt der Antragstellung

Wahrend der Antragsfrist kann der Antrag auf Anwendung der pauschalen Gewinnermittlung
nach § 5a Abs. 1 EStG erst in dem Wirtschaftsjahr gestellt werden, von dessen Beginn an

samtliche Voraussetzungen des § 5a Abs. 1 EStG vorliegen.

Aus Billigkeitsgriinden wird es als ausreichend angesehen, wenn die Voraussetzungen der
Durchfuhrung der Bereederung und Geschaftsleitung im Inland fur das in 1999 endende
Wirtschaftsjahr spatestens am Ende dieses Wirtschaftsjahres und fir das in 2000 endende

Wirtschaftsjahr spatestens am 30. Juni 2000 vorlagen.

Die Grundsatze in Rz. 16 sind in den Fallen anzuwenden, in denen das Handelsschiff nach
dem 27. 6. 2002 in Dienst gestellt wird. Bei bereits vor dem 28. 6. 2002 in Dienst gestellten
Handelsschiffen kann Rz. 15a meines Schreibens vom 25. Mai 2000 (BStBI | S. 809) weiter
angewendet werden, bis die Anwendung der Tonnagesteuer in einem Wirtschaftsjahr

beantragt wird, das dem im Kalenderjahr 2002 endenden Wirtschaftsjahr folgt.

Der Antrag fur die Anwendung der Gewinnermittlung nach § 5a Abs. 1 EStG ist schriftlich zu

stellen._

IV. Unterschiedsbetrag (§ 5a Abs. 4 EStG)

1. Unmittelbar dem Betrieb von Handelsschiffen im internationalen Verkehr
dienendes Wirtschaftsgut (§ 5a Abs. 4 Satz 1 EStG)

Ein Wirtschaftsgut, das unmittelbar dem Betrieb von Handelsschiffen im internationalen Ver-
kehr dient, kann nicht nur das Handelsschiff, sondern auch ein anderes Wirtschaftsgut des
Betriebsvermdgens sein, z.B. die Betriebs- und Geschaftsausstattung. Bei Mischbetrieben
(s. Rz. 3) kann ein Wirtschaftsgut ggf. nur anteilig unmittelbar dem Betrieb von Handels-
schiffen im internationalen Verkehr dienen. Der auf diesen Teil entfallende Unterschiedsbe-
trag ist ggf. zu schatzen. In passiven Wirtschaftsgitern ruhende stille Reserven (z.B. Fremd-

wahrungsverbindlichkeiten) sind einzubeziehen.
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2.  Aufstellung des Verzeichnisses (§ 5a Abs. 4 Satz 1 EStG)

Zum Schluss des Ubergangsjahres ist ein Verzeichnis entsprechend dem Anlageverzeichnis
zu erstellen, in dem jedes Wirtschaftsgut und der darauf entfallende Unterschiedsbetrag auf-
gefuhrt ist. Dienen Wirtschaftsgiter nur teilweise dem Betrieb von Handelsschiffen im inter-
nationalen Verkehr, ist nur der darauf entfallende anteilige Unterschiedsbetrag aufzuzeich-
nen. Der Unterschiedsbetrag der geringwertigen Wirtschaftsguter kann aus Vereinfachungs-

grinden in einer Summe ausgewiesen werden.

3. Gesonderte und ggf. einheitliche Feststellung des Unterschiedsbetrags (§ 5a
Abs. 4 Satz 1 EStG)

Die Unterschiedsbetrage sind gesondert bzw. gesondert und einheitlich festzustellen. Dabei

sind die folgenden Feststellungen zu treffen:

a) Bezeichnung der Wirtschaftsgiiter,

b)  auf die Wirtschaftsgtter jeweils entfallende Unterschiedsbetrage bzw. bei Mischbe-
trieben im Fall von gemischt genutzten Wirtschaftsgtitern der auf den begtinstigten

Betrieb entfallende Anteil des Unterschiedsbetrages,

c) Anteile der Gesellschafter an den einzelnen Unterschiedsbetragen. Wird ein Wirt-
schaftsgut dem Betriebsvermdgen ganz oder dem Miteigentumsanteil des Mitunter-
nehmers entsprechend zugefiihrt oder erhéht sich der Nutzungsanteil, ist der jeweilige
Unterschiedsbetrag gesondert bzw. gesondert und einheitlich festzustellen; war das
Betriebsvermdgen bisher teilweise gemischt genutzt, ist nur der auf den Erhéhungsbe-
trag entfallende Unterschiedsbetrag zum Zeitpunkt der Nutzungsénderung festzustel-
len. Der bisher festgestellte Betrag bleibt unberuhrt. Die Feststellungen nach § 5a
Abs. 4 Satz 2 oder Satz 4 EStG sind fur die Steuerbescheide oder Feststellungsbe-
scheide (Folgebescheide) bindend, in denen der Unterschiedsbetrag hinzuzurechnen

ist.

4. Fortschreibung des Verzeichnisses

Das Verzeichnis ist fortzuschreiben, wenn

a)  Wirtschaftsgliter ausscheiden oder sich ihr Nutzungsanteil verringert,
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b)  Wirtschaftsglter zugeflihrt werden oder sich ihr Nutzungsanteil erhéht,-

c) Fremdwahrungsverbindlichkeiten, flr die ein Unterschiedsbetrag festgestellt wurde,

getilgt werden oder

d) Veranderungen im personellen Bestand eintreten und eine Hinzurechnung nach § 5a
Abs. 4 Satz 3 Nr. 3 EStG nicht erfolgte.

5. Besteuerung des Unterschiedsbetrages (§ 5a Abs. 4 Satz 3 EStG)

Der Unterschiedsbetrag ist in dem Jahr, in dem das Wirtschaftsgut aus der Gewinnermittlung
nach § 5a EStG ausscheidet, dem Gewinn nach § 5a Abs. 1 Satz 1 EStG hinzuzurechnen
und ist damit Bestandteil der Einkiinfte aus Gewerbebetrieb im Sinne des § 15 EStG. Dies
gilt auch fur den Fall, dass das Ausscheiden eines Wirtschaftsguts, wie z.B. bei Ein-Schiffs-
Gesellschaften, gleichzeitig die Betriebsaufgabe darstellt. Soweit ein Wirtschaftsgut bei
Mischbetrieben in den nicht beglnstigten Teil Gberfihrt wird, ist es entsprechend § 5a Abs. 6

EStG dort mit dem Teilwert anzusetzen.

Bei ratierlicher Tilgung von Fremdwahrungsverbindlichkeiten ist der Unterschiedsbetrag
(teilweise) aufzulésen. Auch Nutzungsanderungen von Wirtschaftsgltern (z.B. bei Bliroge-

bauden) kénnen zur Zurechnung von Unterschiedsbetragen flihren.

Die Anwendung des § 5a Abs. 4 Satz 3 Nr. 1 EStG setzt voraus, dass der Steuerpflichtige
sich gemaR § 5a Abs. 3 Satz 4 EStG nach Ablauf des 10-Jahres-Zeitraums fir die Anwen-
dung der Normalbesteuerung entscheidet und der Betrieb fortgefuhrt wird. § 5a Abs. 4 Satz 3

Nr. 2 EStG ist in allen sonstigen Fallen anwendbar.

§ 5a Abs. 4 Satz 3 Nr. 3 EStG qilt flr den Fall, dass ein Gesellschafter im Sinne des § 15
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG seinen Anteil an der Personengesellschaft veraullert. Fir die ver-

bleibenden Gesellschafter andert sich der festgestellte Unterschiedsbetrag nicht.
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Geselilschaften nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 EStG (§ 5a Abs. 4a EStG)

1.  Umfang des Gewinns bei Personengesellschaften; Behandlung von Gewinnen
und Verlusten im Sonderbetriebsvermogen eines Gesellschafters (§ 5a Abs. 4a
Satz 1 EStG)

Die Gewinnermittlungsvorschrift im Sinne des § 5a Abs. 1 Satz 1 EStG stellt grundsatzlich
auf den Gesamtgewinn der Mitunternehmerschaft ab. Die zuséatzliche Berlcksichtigung von
Sonderbetriebsausgaben, z.B. fir die Finanzierung des Anteilserwerbes, ist daher nicht zu-
lassig. Eine Ausnahme gilt nur fur Ausgaben, die im unmittelbaren Zusammenhang mit hin-
zuzurechnenden Sondervergltungen im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 EStG

stehen.

Zur Behandlung von Vergtlitungen siehe Rz. 34.

2.  Verhiltnis zu § 15a EStG (§ 5a Abs. 4a Satz 2 EStG)

Nach § 5a Abs. 5 Satz 4 EStG ist fur die Anwendung des § 15a EStG der nach § 4 Abs. 1

oder 5 EStG ermittelte Gewinn zugrunde zu legen.

§ 15a EStG findet wahrend des Tonnagesteuerzeitraums uneingeschrankt Anwendung:
Parallel zur Gewinnermittlung nach der Tonnagesteuer wird die Steuerbilanz einschlief3lich
der Kapitalkonten fortgefihrt; der verrechenbare Verlust wird jahrlich festgestellt und mit den
Ergebnissen der Steuerbilanz (Gesamthands- bzw. Erganzungsbilanz) verrechnet. Im Ein-

zelnen bedeutet dies:

a) Verrechenbare Verluste aus der Zeit vor der Tonnagebesteuerung sind mit den tat-

sachlichen laufenden Gewinnen aus der Zeit der Tonnagebesteuerung auszugleichen.

b)  Verluste aus der Zeit der Tonnagebesteuerung erhdhen bereits vorhandene verrechen-

bare Verluste, auch soweit sie auf die Zeit vor der Tonnagebesteuerung entfallen.

c) Einim Zeitpunkt des Ausscheidens oder der VeraulRerung eines Wirtschaftsguts oder
der VeraulRerung des ganzen Betriebs oder des Ausscheidens eines Gesellschafters
noch vorhandener verrechenbarer Verlust ist zunachst mit einem dabei entstehenden
VeraulRerungsgewinn auszugleichen, auch wenn dieser VeraulRerungsgewinn wegen
§ 5a Abs. 5 Satz 1 EStG durch die Tonnagebesteuerung abgegolten ist; ein nach

Gegenrechnung des Veraullerungsgewinns etwa noch verbleibender verrechenbarer
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Verlust ist beim Unterschiedsbetrag vor dessen Besteuerung nach § 5a Abs. 4 Satz 3
EStG abzuziehen.

d)  Verrechenbare Verluste sind in den Fallen des § 5a Abs. 4 Satz 3 Nr. 1 EStG sowie in
den Fallen, in denen das Schiff nicht mehr dem Betrieb von Handelsschiffen im inter-
nationalen Verkehr dient, mit dem im Zusammenhang mit dem Ansatz des Teilwerts
gem. § 5a Abs. 6 EStG entstehenden Gewinn zu verrechnen; ein nach Gegenrechnung
eines so entstandenen Gewinns etwa noch verbleibender verrechenbarer Verlust ist
beim Unterschiedsbetrag vor dessen Besteuerung nach § 5a Abs. 4 Satz 3 EStG ab-

zuziehen.

3. Gewinnerzielungsabsicht (§ 5a Abs. 4a Satz 2 EStG)

Zur Sicherstellung des mit der zweijahrigen Antragsfrist (§ 5a Abs. 3 EStG) verfolgten Foér-
derziels des Gesetzgebers ist fur die Prifung der Gewinnerzielungsabsicht auch wahrend
des Tonnagesteuerzeitraums die Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 oder § 5 EStG (ohne

Berticksichtigung des Unterschiedsbetrages nach § 5a Abs. 4 EStG) zugrunde zu legen.

4. Hinzuzurechnende Vergiitungen (§ 5a Abs. 4a Satz 3 EStG)

Zu den hinzuzurechnenden Vergutungen im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2
EStG gehort weder das Bereederungsentgelt eines am Schiff beteiligten Bereederers (Rz. 7)
noch ein auf gesellschaftsrechtlicher Vereinbarung beruhender Vorabgewinn. Die Frage, ob
ein solcher Vorabgewinn vorliegt oder eine hinzuzurechnende Vergitung, bestimmt sich
nach allgemeinen Grundsatzen. Fir die Behandlung der Vergitung als Vorabgewinn gentigt
nicht, dass sie im Gesellschaftsvertrag vereinbart ist. (Tatigkeits-)Verglitungen, die in einem
Gesellschaftsvertrag vereinbart sind, sind nach der Rechtsprechung des BFH als Sonder-
vergltungen im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 EStG zu qualifizieren, wenn
sie handelsrechtlich nach den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags als Kosten zu be-
handeln, insbesondere im Gegensatz zu einem Vorabgewinn auch dann zu zahlen sind,
wenn kein Gewinn erwirtschaftet wird (BFH-Urteil vom 6. Juli 1999, BStBI Il S. 720).

VI. Tarifbegrenzung/SteuerermaRigung bei Einkiinften aus Gewerbebetrieb

Der in § 5a Abs. 5 Satz 2 EStG festgelegte Ausschluss bezieht sich auf den nach § 5a EStG

ermittelten Gewinn, einschliellich der Hinzurechnungen nach § 5a Abs. 4 und Abs. 4a EStG.
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VII. Unterlagen zur Steuererklarung (§ 60 EStDV)

Neben der Gewinnermittlung nach § 5a EStG ist eine Steuerbilanz nach § 4 Abs. 1 oder § 5

EStG, bei Personengesellschaften einschliel3lich etwaiger Ergadnzungs- oder Sonderbilanzen
sowie ein jahrlich fortentwickeltes Verzeichnis im Sinne des § 5a Abs. 4 EStG, aus dem sich
Veranderungen der Unterschiedsbetrage (vgl. Rz. 23) ergeben, beizufligen. Bei Misch-

betrieben sind die Unterlagen Uber die getrennte Gewinnermittlung (vgl. Rz. 3) vorzulegen.

B. Gewerbesteuer

Soweit der Gewinn nach § 5a EStG ermittelt worden ist, kommen Hinzurechnungen und Kiir-

zungen nicht in Betracht.

Die Aufldsung des Unterschiedsbetrages gehoért zum Gewerbeertrag. Die Vorschrift des § 9

Nr. 3 GewStG ist insoweit anzuwenden.

Auch der nach § 5a EStG ermittelte Gewerbeertrag ist gemafR § 10a GewStG mit Verlusten

aus Vorjahren verrechenbar.

Dieses Schreiben ersetzt vorbehaltlich der Aussage in Rz. 19 meine Schreiben vom 24. Juni
1999 - IV C 2 - S 1900 - 65/99 -, BStBI | S. 669 und vom 25. Mai 2000 - IV C 2 - S 2133a -
12/00 -, BStBI | S. 809.

Im Auftrag

Dr. Misera



	VI.Tarifbegrenzung/Steuerermäßigung bei Einkünf�
	B. Gewerbesteuer

